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Wir werden für die kommende 
Ständeratswahl frühzeitig in der Lage 
sein, den bürgerlichen Parteien einen
Vorschlag für eine gemeinsame Kandi-
datur zu unterbreiten. Beobachtern der
lokalen Politik ist klar, dass es nur sehr
wenige Persönlichkeiten im bürger-
lichen Lager gibt, welche gegen den lin-
ken Block im Rennen um diesen Sitz
eine Chance haben. Damit setzen wir
eine Tradition fort, die bereits vor län-
gerer Zeit begonnen hat. Mit Marianne 
Mall, Ueli Vischer, Thomas Staehelin 
und Andreas Albrecht ist die LDP seit 
1983 die Partei, welche jeweils die aus-
sichtsreichsten Kandidaturen stellen
konnte.

Die jüngsten Erfolge bei den Gross-
rats- und Bürgergemeinderatswahlen
zeigen, dass unsere Personalpolitik den
richtigen Linien folgt, ohne die jeweils
nächsten personellen Schachzüge
medienwirksam und öffentlich zu
erörtern. Parallel zur Besetzung unse-
rer Listen arbeiten wir stark daran,
potenzielle Kandidatinnen und Kandi-
daten der Zukunft für die LDP zu
begeistern und den Parteigeist kon-
tinuierlich zu stärken.

Als Parteipräsidentin werde ich 
keine Namen nennen, doch zum Glück 
können wir aus dem Vollen schöpfen.
Markus Vogt hat sicher alle «LDP-
Probables» auf seinem Radar, und
vielleicht folgt ja demnächst ein 
Bericht über die LDP?
Patricia von Falkenstein ist Präsidentin und
Grossrätin der Liberal-Demokratischen 
Partei Basel-Stadt (LDP).

Einspruch

Die LDP 
schläft nicht,
Herr Vogt!
Von Patricia von Falkenstein

Markus Vogt kennt die politische Land-
schaft in Basel-Stadt so gut wie sonst 
wohl keiner. Deshalb ist es schade, dass
wir ihn nur noch in Kolumnen lesen 
und nicht als Berichterstatter, versehen
mit feinen Seismografen zum lokalen 
politischen Tagesgeschehen. Seine
Analyse zur Lage der SP Basel-Stadt ist 
durchaus zutreffend, nicht aber seine 
Folgerung, die Bürgerlichen würden
schlafen. Für die Liberal-Demo-
kratische Partei Basel-Stadt, eine
wesentliche Kraft der Bürgerlichen, 
stimmt seine Vermutung nicht. Die LDP
ist hellwach!

Die LDP ist bereit, Verantwortung 
für das bürgerliche Basel zu über-
nehmen. Dies gilt nicht nur hinsichtlich
der Arbeit in der Regierung und im 
Grossen Rat, im Bürgerrat und im 
Bürgergemeinderat sowie im
Gemeinderat Riehen und im dortigen
Einwohnerrat wie auch in den 
Gerichtsbehörden, es gilt auch für die
Gremien der Partei. Die Arbeit im
Parteivorstand ist an sich 
unspektakulär, dennoch ist sie wichtig. 
Ein Teil der Führungsaufgaben einer 
politischen Partei ist die Personal-
planung. Doch bleiben wir beim Thema
der Personalplanung, weil Markus Vogt
die entsprechenden Möglichkeiten der 
SP beschrieben hat.

Die LDP verfügt innerhalb und
ausserhalb der Grossratsfraktion über 
Frauen und Männer, die für politische
Ämter infrage kommen. Unsere 
Personalplanung erstreckt sich selbst-
verständlich auf alle Ämter, sowohl die-
jenigen auf eidgenössischer Ebene wie
auch die kantonalen. Im Gegensatz zu 
anderen Parteien erfolgt unsere
Personalplanung nicht öffentlich. Und 
es gilt zu bedenken, dass die Publika-
tion von Namenslisten auch «Neben-
wirkungen» haben kann. Es könnte 
«ewige Kandidaturen» geben oder klar
werden, dass es Leute gibt, die sich für 
alle möglichen politischen Ämter
bewerben, und dies immer wieder. Die-
ses «öffentliche Diskutieren» der mög-
lichen Kandidaturen scheint uns kaum
zum Vorteil der jeweiligen Personen zu 
sein.

Heute vor 51 Jahren

Briefe

An unsere 
Leserinnen und Leser

Wir veröffentlichen Briefe sowie
Kommentare, die uns über baz.ch, 
Facebook (facebook.bazonline.ch) oder
Twitter (@bazonline) erreichen. Über nicht
veröffentlichte Briefe wird keine Korres-
pondenz geführt. Die Briefe sollten sich
auf BaZ-Artikel beziehen. Die Redaktion
behält sich vor, Texte zu kürzen. Bitte
senden Sie die Briefe mit vollständigem
Namen, Adresse und Telefonnummer (für
Rückfragen). Vielen Dank.
http://verlag.baz.ch/leserbrief 
oder per E-Mail: leserbrief@baz.ch
Postadresse: Basler Zeitung,
 Leserbriefe,  Postfach 2250, 4002 Basel

Landgemeinden
übergangen
Eine Rotlicht-Schlinge um die Stadt;
BaZ 22.8.17
Wann endlich merkt der Kanton, dass er
auch von den beiden Landgemeinden
Riehen und Bettingen Steuern be-
kommt? Immer wieder werden wir be-
vormundet, und auf unsere Bedürfnisse
nimmt man keine Rücksicht. Es kann
doch nicht sein, dass jetzt mit dem neu
geplanten Verkehrskonzept die Auto-
fahrer und Gewerbetreibenden aus die-
sen Gemeinden schon wieder über-
gangen werden. Ich schlage vor, da wir
ja eine Gemeinde- und eine Kantons-
steuer bezahlen, dass wir die Kantons-
steuern auf ein Sperrkonto einzahlen.
Vielleicht merkt der Kanton nur dann,
wenn das nötige Kleingeld fehlt, dass 
man diese Einwohner auch als voll-
wertige Mitglieder dieses Kantons
wahrnehmen muss.

Marlies Jenni, alt CVP-Einwohnerrätin, Riehen

Solidaritätsgedanke 
geht vor
Der «Plan B» des Wissenschaftlers; 
BaZ 18.8.17
Bestimmt finden sich andere Wissen-
schaftler/-innen, welche möglicher-
weise – für die unteren und mittleren
Einkommen – sozial gerechtere
Lösungsansätze haben, sollte die
Rentenreform 2020 tatsächlich an der 
Urne scheitern. Es würde mich dem-
nach freuen, wenn die Basler Zeitung
im Rahmen einer ausgewogenen 
Themenbehandlung für eine so wichti-
ge Fragestellung noch einen anderen 
Lösungsansatz darlegen würde. Be-
achtet man die Berufsbiografie von 
Prof. Schaltegger sowie seine Lösungs-
ansätze, ist klar, wes Geistes Kind sein
Positionsbezug ist. Dieser entspringt
nicht primär der Wissenschaft, sondern 
doch eher seiner politischen Gesinnung,
die wohl mit derjenigen des Journalis-
ten, der Chefredaktion und der BaZ-Be-
sitzer übereinstimmend ist.

Die Gegner dieser Reform konnten
mich bis dato nicht von einem besseren 
Vorschlag überzeugen. Es ist zu durch-
sichtig, dass mit allen Mitteln versucht
wird, von den Erwerbstätigen noch mehr
Gelder in die 2. Säule fliessen zu lassen,
damit noch mehr Pfründe der ent-
standenen Industrie der Banken, Ver-
sicherungen, Pensionskassenverwalter, 

Berater und so weiter zugeführt werden
können. Dies soll einerseits mit der
Herabsetzung des Umwandlungssatzes,
dem alljährlich zu Diskussion stehenden 
Mindestzinssatz BVG und schliesslich 
mit der Aufhebung des Koordinations-
abzugs erfolgen. Letzteres wäre an sich 
eine gute Sache, wenn für die tiefen Ein-
kommen eine Abfederung bei den Bei-
trägen vorgesehen wäre. Denn sonst 
werden mit diesem zusätzlichen Abzug 
die Tieflohnverdiener als «Working 
Poor» in die Sozialhilfe getrieben.

Fazit: Das Gelbe vom Ei hat noch 
niemand vorgelegt. Eine Korrektur 
braucht es aufgrund der alternden Ge-
sellschaft nun zwingend, weshalb ich
zum vorgelegten überfälligen
Zwischenschritt Ja sage. Dies, obschon 
die Erhöhung des AHV-Alters just auch
mich betrifft. Der Solidaritätsgedanke 
geht vor, und ich wünsche mir, dass die
Gegner diesbezüglich mehr Ver-
antwortung übernehmen könnten.

Madeleine Weisskopf-Andres, Oltingen

Konsens gefragt,
keine Technokraten
Wie schön, dass sich der «Volkswirt-
schaftler» Christoph Schaltegger um
das Volk kümmert. Mit seinem «Plan B»
outet er sich als Theoretiker, der im stil-
len Kämmerlein in seinem Computer
technische Spielereien rechnet und die
wesentlichen Fragen der schweizeri-
schen Altersvorsorge unbeachtet lässt.
Offenbar kennt er den Verfassungs-
auftrag nicht, dass die 1. und 2. Säule 
gemeinsam die angemessene Fort-
führung des Lebensstandards gewähren
sollen. Zudem scheint er nicht bemerkt
zu haben, dass die Altersvorsorge in der 
Schweiz ein politischer Prozess ist, an
dessen Ende eine Abstimmung ge-
wonnen werden muss. 

In den letzten 20 Jahren sind alle
Reformen gescheitert, da sie nicht 
mehrheitsfähig waren! Somit ist ein 
politischer Konsens von willigen Politi-
kern gefragt und keine Technokraten, 
die immer und überall etwas zu be-
mängeln haben. Es geht um die Alters-
vorsorge eines grossen Teils der schwei-
zerischen Bevölkerung, für die 70 Fran-
ken Mehrrente pro Monat etwas be-
deuten. Nebenbei gesagt, sind Schalteg-
gers Einzelvorschläge mehrheitlich in
der Vorlage integriert. Ich vermute,
dass Christoph Schaltegger als Wissen-
schaftler viel weiss, aber in seiner
technokratischen Welt die tatsäch-

lichen Bedürfnisse des Schweizervolkes
entweder nicht kennt, übersehen oder 
vergessen hat. Es geht um Menschen
und nicht um Formeln. Deshalb Ja zur 
Altersreform 2020.

Pius Meienberger, Olten

In Zukunft wieder
mehr, die bezahlen
Abstimmung über die Rentenreform
vom 24. September; BaZ diverse
Mit Zahlen begann es, die rabenschwarz
abgedruckt werden. «Jedes zweite Neu-
geborene wird 100 Jahre alt», ver-
breitete der Versicherungskonzern 
Swiss. Die Botschaft dahinter: Die Ren-
ten müssen gekürzt werden, und das
Rentenalter musst deutlich erhöht wer-
den. Die Überalterung der Bevölkerung
wird zum grossen Argument für ein 
Nein zur Altersvorsorge 2010.

Allerdings weisen die Zahlen in eine 
ganz anderen Richtung: Frauen und 
Männer, die heute Anspruch auf
Pensionskassen-Renten und auf die AHV
haben, werden zwar immer noch länger
leben als diejenigen im gleichen Alter
vor 16 Jahren, doch das Älterwerden
flacht sich seit 2011 merklich ab. 

Das zeigen die aktuellsten Zahlen
des Bundesamts für Statistik. Todesfälle
Männer 2010: 30 697, 2016: 31 283. 
Frauen: 33 476 und 33 681. Lebend-
geburten (total): 82 164 und 87 883.

Die Zahl der zukünftig Bezahlenden 
nimmt zu, die der Empfänger nimmt ab.
Die rabenschwarzen Zahlen entwickeln
sich. Sie zeigen, dass das Ja zur Alters-
vorsorge 2020 richtig ist.

Xaver Pfister, Basel

Die Jungen müssen 
die Reform berappen
Zeit für einen Kompromiss;
BaZ 21.8.17
Thomas Cueni wirft den Gegnern der
Altersvorsorge in seiner jüngsten Ko-
lumne «Fake News» vor. Damit macht er
es sich zu einfach. Es ist Fakt, dass die
Jungen bei der ungerechten AHV-Re-
form verlieren. Die Hauptlast muss von 
ihnen getragen werden, und zusätzliche 
Massnahmen werden schon bald not-
wendig.

Auch die jetzigen Rentner verlieren
klar. Denn die Rentenerhöhung wird 
pauschal mit der Giesskanne an Neu-
rentner verteilt. Jetzige Rentner mit
einer schwachen zweiten Säule erhalten

keine höhere AHV. Thomas Cueni irrt
also.

Ich erwarte einen wirklichen Kom-
promiss, bei dem alle Generationen be-
rücksichtigt werden. Deshalb stimme
ich Nein am 24. September 2017.

Barbara Gutzwiller, Direktorin
Arbeitgeberverband Basel

Das Volk erpressen
ist keine Lösung
Thomas Cueni schreibt in seiner Kolum-
ne vom Montag, dass man sich keine 
Hoffnungen machen darf, dass eine 
nächste, bessere Reform möglich sei. 
Das ist pure Angstmacherei. Thomas
Cueni stösst damit ins gleiche Horn wie
Bundesrat Alain Berset, der sagt, dass
die Jugend nur mit dieser Reform noch 
eine Rente erhält. Die Bevölkerung zu
erpressen und die Probleme in die Zu-
kunft abzuschieben, ist für mich aber 
nicht zu verantworten.

Zudem werden die Jungen ganz klar
zu stark belastet, das kann niemand ver-
leugnen. Auch die Rentner werden dis-
kriminiert. Alle Zugeständnisse an jeg-
liche Interessengruppen gehen damit 
unbedacht auf die Kosten der Jungen
und Alten. Vielmehr gibt es immer
Alternativen, und echte Reformen sind
nur eine Frage des politischen Willens.
Hier ist der Wille wichtig, den nächsten 
Generationen keinen Schuldenberg zu
hinterlassen. Denn nur mit einer richti-
gen Reform können die Probleme der
zukünftigen Generationen gelöst wer-
den. Deshalb stimme ich Nein zur un-
gerechten AHV-Reform.

Sandra Sollberger, SVP-Nationalrätin BL, 
Bubendorf

Als Parteipräsidentin 
nenne ich keine Namen.
Doch zum Glück
können wir aus dem
Vollen schöpfen.

23.8.1966: Kulturrevolution in China. Warum der Grosse Vorsitzende der Chinesischen Kommunistischen Partei, Mao Tse Tung, im Jahr 1966 die Kulturrevolution
ausgerufen hat, weiss heute noch niemand so genau. Was damit erreicht wurde, ebenso wenig, denn er hat damit «sein» Land ins Chaos gestürzt und nahe an den
Abgrund. Zunächst stellte die Kulturrevolution eine Bewegung dar, die Missstände in Staat und Gesellschaft beseitigen sollte. Die losgetretene Massenbewegung 
zerstörte die alte KP China weitgehend. Sie war zunächst auf ein halbes Jahr angesetzt, dauerte dann aber rund zehn Jahre. Die politische Kampagne – das Bild zeigt 
eine Kundgebung in Peking, auf der Mao gepriesen wurde – ging einher mit massiven Verletzungen der Menschenrechte und politischen Morden. Laut Schätzungen 
kamen in dieser Zeit rund 400000 Menschen ums Leben. Viele Millionen erlebten Folter, Misshandlungen, Gefängnis oder Arbeitslager.  Foto Keystone


